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GdW: Wohnungs- und Städtebau in den Programmen zur

Bundestagswahl nicht vernachlässigen

GdW-Mitgliedsunternehmen investierten 2004 wieder mehr in Modernisierung,

Instandhaltung und auch Neubau

Berlin – Lutz Freitag, Präsident des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen, hat auf der heutigen Jahrespressekonferenz in Berlin die Parteien aufgefordert, bei der Formulierung ihrer Wahlprogramme zur vorgezogenen Bundestagswahl wohnungs- und stadtentwicklungspolitische Aspekte nicht zu vernachlässigen: "Angesichts der überragenden volkswirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Bedeutung, die die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft unzweifelhaft hat, benötigt die Branche politische Rahmenbedingungen, die es ihr ermöglicht, den im internationalen Vergleich qualitativ hochwertigen Wohnstandard zu bewahren, ihr Beschäftigungspotenzial auszuschöpfen und den sozialen Frieden in den Wohnquartieren zu sichern oder wieder herzustellen." Der Chef des mit 3.200 Wohnungsunternehmen und 6,5 Mio. bewirtschafteten Wohnungen größten deutschen Branchendachverbandes mahnte die weitere Unterstützung von Stadtumbau Ost und West, die Berücksichtigung der Stadtentwicklung bei der Umsetzung der EU-Strukturförderprogramme, die Einbeziehung der Wohnimmobilie in die private Altersvorsorge und die Schaffung echten Wettbewerbs durch Liberalisierung der Energiemärkte an. Freitag verlangte außerdem, dass Benachteiligungen ehemals gemeinnütziger Wohnungsunternehmen im Steuerrecht abgeschafft und eine Reform der Grundsteuer aufkommensneutral gestaltet wird.

Der GdW-Chef bedauerte, dass die volkswirtschaftliche und gesellschaftspolitische Bedeutung der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in der öffentlichen und politischen Wahrnehmung nicht richtig wahrgenommen und bewertet werde. 12,7 % der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung (rd. 250 Mrd. Euro) würden von der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft erbracht. Die Landwirtschaft erreiche dagegen nur einen Anteil von 1,1 %. 49 % des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks seien in Wohnungen angelegt, 36 % in Nichtwohnbauten, also seien 85 % des deutschen Kapitalstocks Immobilien. Auch mit einem Arbeitsplatzangebot von rd. 400.000 Beschäftigten sei die Immobilienwirtschaft von erheblicher Bedeutung für die deutsche Volkswirtschaft.

Entwicklung der Bauinvestitionen

Der Wohnungsbau sei nach wie vor die entscheidende Stütze der gesamtwirtschaftlichen Bauinvestitionen und damit der Bauwirtschaft. So waren 2004 58,3 % des realen Bauvolumens von insgesamt 204,93 Mrd. Euro dem Wohnungsbau zuzuordnen. Nachdem die Wohnungsbauinvestitionen seit 1999 in West- und Ostdeutschland kontinuierlich und kräftig gesunken seien, deute sich seit 2003 zumindest eine Abschwächung der rückläufigen Tendenz an. Auch im vergangenen Jahr seien die Wohnungsbauinvestitionen erneut um 1,4% von 121,13 Mrd. Euro in 2003 auf 119,45 Mrd. Euro in 2004 gesunken.

Der verübergehend starke Anstieg der Genehmigungen für den Eigenheimbau zur Jahreswende 2003/2004, der eine Reaktion auf die angekündigte Kürzung der Eigenheimzulage war, führte trotz der verstärkten Bautätigkeit bei Ein- und Zweifamilienhäusern nicht zu einer Trendumkehr. Die temporär gestiegene Neubautätigkeit sei von einer ungünstigen Entwicklung bei Modernisierung und Sanierung von Wohnungen im Bestand überlagert worden. Mit Auslaufen der Sondereffekte werde sich der rückläufige Trend bei den Bauinvestitionen wieder deutlicherer fortsetzen, prognostizierte Freitag.

Die Investitionen der GdW-Unternehmen, die rund ein Drittel des gesamten Mietwohnungsangebotes bewirtschaften, entwickelten sich im Jahresvergleich 2003-2004 positiver als der Branchentrend. So wurden 2004 8,8 Mrd. Euro in Neubau, Modernisierung und Instandhaltung investiert, 2,6 % mehr als im Vorjahr. Für 2005 werde allerdings ein Rückgang um knapp1 % erwartet. Am stärksten gestiegen waren im Jahresvergleich 2003-2004 die Modernisierungsinvestitionen der Unternehmen in den neuen Ländern. Aufgrund von Vorzieheffekten wegen der Ende 2004 nicht mehr verlängerten Investitionszulage stiegen diese um 20,9 % auf 1,2 Mrd. Euro. Für 2005 sei aber mit einem deutlichen Rückgang auf 0,8 Mrd. Euro zu rechnen, weil es die I-Zulage nicht mehr gibt, sagte Freitag. Die Modernisierungsinvestitionen der West-Unternehmen gingen von 2003 auf 2004 leicht um 1,6 % auf 1,8 Mrd. Euro zurück. Die Neubautätigkeit stieg in Gesamtdeutschland im gleichen Zeitraum - getragen von einer deutlichen Zunahmen bei den Geschosswohnungen - um 7 % auf 15.373 Wohnungen, während der Bau von Ein- und Zweifamilienhäuser um 12,5 % schrumpfte. Die im GdW organisierten Wohnungsunternehmen haben 2004 in den Neubau von Wohnungen 1,9 Mrd. Euro (+1,8%) investiert. Die Instandhaltungsinvestitionen stiegen leicht um 0,3 % (West: + 1,7 %, Ost: - 3,5 %) auf 3,8 Mrd. Euro.

Baugenehmigungen und -fertigstellungen steigen nur vorübergehend

Nach deutlichen Vorzieheffekten, die durch eine Diskussion um eine Kürzung der Eigenheimzulage ausgelöst worden sind, ging die Zahl der Baugenehmigungen bei Ein- und Zweifamilienhäusern von 192.693 Wohnungen im Jahr 2003 auf 166.857 Wohnungen um 13,4 % zurück. Insgesamt sei die Zahl der Baugenehmigungen um –9,7 % zurückgegangen. "Die dem Genehmigungshoch folgenden Entzugeffekte werden ab dem kommenden Jahr durch eine deutlich sinkende Zahl der Baufertigstellungen deutlich", erklärte Freitag.

Im Jahr 2004 sind in Deutschland erstmals seit 1997 wieder mehr Wohnungen als im Vorjahr fertiggestellt worden (+3,7%). Erwartungsgemäß haben vor allem die Fertigstellungen bei Eigenheimen in den alten Ländern deutlich um 8,1% zugenommen. Dies entspricht einem Plus von etwa 11.000 Wohneinheiten. Für 2005 werden mit 180.000 Wohneinheiten in neu gebauten Ein- und Zweifamilienhäusern, bei 277.000 insgesamt fertiggestellten Wohneinheiten nochmals eine Bautätigkeit in etwa gleicher Höhe erwartet. Bei den GdW-Unternehmen der alten Länder werde in diesem Jahr mit 6,0 % höhere Neubauinvestitionen – primär im Geschosswohnungsbau – gerechnet. "Unsere Wohnungsunternehmen engagieren sich im Neubaubereich vor allem in den Wachstumsregionen. Damit ergibt sich eine insgesamt positivere Marktentwicklung als in der Gesamtbranche", erklärte Freitag.

Bestandsinvestitionen immer wichtiger

Auf die gesamten Bauleistungen bezogen, komme der Modernisierung des Gebäude- und Wohnungsbestandes mit einem Anteil von etwa 64 % das größte Gewicht zu. 1998 lag der Anteil in Westdeutschland noch bei 48 %, In Ostdeutschland bei 53 %. "Die Pflege und Modernisierung des Wohnungsbestandes könne damit immer stärker die Funktion eines dauerhaften, von konjunkturellen Trends weitgehend unabhängigen Stabilisators der Bauwirtschaft" übernehmen, so Freitag. Von den rund 6,5 Mio. Wohnungen, die von den GdW-Wohnungsunternehmen bewirtschaftet werden, wurden rund 4,1 Mio. Wohnungen (63 %) in den 50er, 60er und 70er Jahren errichtet. Sich wandelnde Wohnwünsche und –bedarfe machten diese Wohnungen zu einem wichtigen Segment für zukunftsgerichtete Investitionsstrategien im Rahmen einer "Qualitätsoffensive im Wohnungsbau". 17 % der ostdeutschen und 16 % der westdeutschen Wohnungen der GdW-Unternehmen waren Ende 2004 noch unsaniert. 25 % der ostdeutschen und 29 % der westdeutschen Wohnungen waren teilsaniert. "Hier liegen nach wie vor große Potenziale für das regionale Baugewerbe", betonte der GdW-Chef.

Neu: "Wohnungsmarktbarometer" des GdW

Erstmals hat der GdW in seiner jährlichen Unternehmensbefragung Daten für ein "Wohnungsmarktbarometer" erhoben, mit denen die Entwicklung bestimmter Marktsegmente durch die Wohnungsunternehmen in den nächsten zwei bis drei Jahren prognostiziert wird. Im oberen Preissegment nicht belegungsgebundener Mietwohnungen wird im Bundesdurchschnitt mit einer konstanten Nachfrage gerechnet. Im mittleren Preissegment schätzen die westdeutschen Wohnungsunternehmen die Lage etwas positiver ein. Im unteren Preissegment erwarten die Unternehmen eine stetig wachsende Nachfrage, offensichtlich auch im Zusammenhang mit den Folgen von Hartz IV. Auch im preisgebundenen Sozialwohnungsbestand wird – bei schrumpfendem Angebot – mit einer steigenden Nachfrage gerechnet.

Der Markt für Eigentumswohnungen wird in Westdeutschland leicht, in Ostdeutschland aber deutlich abnehmend eingeschätzt. Ein ähnliches Bild – wenn auch nicht so deutlich wie bei den Eigentumswohnungen – bieten die Eigenheime.

Ähnlich differenziert stellt sich das Bild bei der eingeschätzten Nachfrage nach den Wohnungsgrößen dar. Mit Nachfragewachstum wird in den alten Ländern eher bei 3- oder 4-Zimmer-Wohnungen gerechnet. In den neuen Ländern wird mit den stärksten Zuwächsen im Segment der 1- bis 2-Zimmer-Wohnungen gerechnet. Schlechte Vermarktungschancen haben dort die Wohnungen mit 4 oder mehr Zimmern. "Die schlechtere wirtschaftliche Lage in den neuen Bundesländern spiegelt sich deutlich bei der künftig erwarteten Wohnungsnachfrage wider", erklärte der GdW-Präsident.

Stadtumbau Ost: Altschuldenentlastung für alle abzureißenden Wohnungen erforderlich

In den neuen Ländern sank die durchschnittliche Leerstandsquote von 16,0 % im Jahr 2003 auf 15,0 % im letzten Jahr. "Damit setzt sich der 2002 begonnene Trend sinkender Leerstandsquoten fort. Der Stadtumbau Ost beginnt, nachhaltig Wirkung zu entfalten", sagte der GdW-Chef. Unter Berücksichtigung von 43.086 im letzten Jahr abgerissenen Wohnungen standen rund 360.000 Wohnungen dauerhaft leer (Vorjahr 398.000). Ohne die erfolgten Abrisse wäre die Leerstandsquote auf 18,5 % gestiegen. Für dieses Jahr planen die Unternehmen den Abriss von 47.000 Wohnungen. Um dieses Ziel erreichen zu können, müssten die noch gesperrten Kassenmittel in Höhe von 41 Mio. Euro vom Haushaltsausschuss des Bundestages freigegeben werden, verlangte Freitag.

Um den Stadtumbau erfolgreich fortzusetzen, sei die Entlastung aller abzureißenden Wohnungen von den Altschulden aus DDR-Zeiten unumgänglich. Mittelfristig zeichne sich ein gravierendes Problem ab: Die Abrissplanungen der ostdeutschen GdW-Wohnungsunternehmen liegen für den Zeitraum 2006 bis 2010 bei insgesamt 153.000 Wohnungen. Dies sei aber im Vergleich zum Gesamtziel des Stadtumbaus Ost von 225.000 Wohnungen in diesen Zeitraum zu niedrig. GdW-Chef Freitag erklärte dies damit, dass die Wohnungsunternehmen für die abzureißenden Wohnungen nicht von den Altschulden entlastet werden, sofern sie 2003 nicht mindestens 15 % Leerstand hatten. Die Antragsfrist lief am 31.12.2003 aus. "Wenn die Unternehmen nach den Abrissen aber auf den hohen DDR-Altschulden sitzen bleiben, können sie diese erhebliche wirtschaftliche Belastung nicht tragen und müssen auf den Abriss verzichten. Hier ist die Politik in der Pflicht, für eine Entlastung aller abzureißenden Wohnungen von den Altschulden zu sorgen", sagte Freitag.

Die leerstandsbedingten Mietausfälle sanken entsprechend der erfolgreichen Marktbereinigung von 917 Mio. Euro in 2003 auf 839 Mio. Euro im letzten Jahr. 220 Mio. Euro machten die Betriebskosten in leer stehenden Wohnungen aus, mit denen die Wohnungsunternehmen in Ostdeutschland belastet werden. 

Als Erfolg wertete Freitag, dass von den in 2004 notwendigen 12.077 Wohnungswechseln wegen Abriss knapp 70 % der betroffenen Mieter und Genossenschaftsmitglieder im eigenen Wohnungsbestand des jeweiligen Unternehmens gehalten werden konnten. Er führte dies auf ein professionelles Umzugsmanagement und einen nachfragegerechten Wohnungsbestand zurück. Gleichwohl erneuerte Freitag seine Forderung nach Einführung einer bundesweiten Abrisskündigung. Die Zahl der mit dem Stadtumbau im Zusammenhang stehenden Streitigkeiten bei notwendigen Auszügen nehme zu und trage zur Verzögerung von Abrissmaßnahmen bei.

Stadtumbau West

Der Leerstand der GdW-Wohnungsunternehmen in Westdeutschland liege auch im Jahr 2004 bei rund 3 % oder 111.000 leer stehenden Wohnungen. 7.000 Wohnungen wurden im gleichen Zeitraum dort abgerissen. Die leerstandsbedingten Mietausfälle lagen im Jahr 2004 bei 361 Mio. Euro. Die langfristigen Angebotsüberhänge sollten auf der Grundlage von Stadtentwicklungskonzepten im Rahmen von Stadtumbaumaßnahmen vom Markt genommen werden.

Der GdW forderte, dass die Programme Stadtumbau Ost und Stadtumbau West ab 2010 in einem gemeinsamen und langfristig angelegten Programm zur Stadtentwicklung und zum Stadtumbau in Deutschland zusammengefasst werden.

Mietentwicklung stagniert

Die Entwicklung der Nettokaltmieten lag 2004 deutlich unterhalb der Entwicklung der Verbraucherpreise. In den Jahren 2002 und 2003 seien die Mieten mit der allgemeinen Preissteigerung gleichgezogen. In den neuen Ländern stagniere die Entwicklung der Nettokaltmieten, z.T. gingen sie sogar zurück. Die durchschnittliche Nettokaltmiete lag bei den GdW-Unternehmen 2004 bei 4,37 Euro/ qm (Vorjahr 4,26 Euro/ qm). Bei den westdeutschen Unternehmen betrug die Durchschnittsnettokaltmiete 4,45 Euro/ qm, bei den Ost-Unternehmen lag sie bei 4,22 Euro/ qm.

Im Gegensatz zu den Grundmieten seien die Wohnnebenkosten in der Vergangenheit deutlich stärker gestiegen. Angesichts des hohen Preisanstiegs bei einigen Kostenarten (Abwasser + 2,9 %, Heizöl + 11 %, Strom + 4 %) seien die Wohnnebenkosten in den letzten Jahren zu einer "zweiten Miete" mutiert. Die kalten Betriebskosten lagen bei den GdW-Unternehmen Ende 2004 bei durchschnittlich 1,29 Euro/ qm (West: 1,41 Euro/ qm, Ost: 1,08 Euro/ qm). Die warmen Betriebskosten betrugen 2004 im Bundesdurchschnitt 0,87 Euro/ qm (West: 0,87 Euro/ qm, Ost: 0,88 Euro/ qm). Der GdW unterstütze daher weiterhin intensiv die Anstrengungen der Wohnungsunternehmen, um über Betriebskosten-Vergleiche überdurchschnittlich hohe Betriebskosten identifizieren, analysieren und, wo irgend möglich, Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Diese Bemühungen der GdW-Wohnungsunternehmen müssten anerkannt werden, und es dürften ihnen, so Freitag, nicht Kostenentwicklungen und –niveaus angelastet werden, für die nicht sie, sondern die öffentlichen und privaten Ver- und Entsorger und ein in Deutschland nicht funktionierender Wettbewerb sowie die Preise auf den Weltenergiemärkten verantwortlich seien.

Die Mietschulden betrugen am 31.12.2004 349 Mio. Euro bei den Unternehmen in Ost- (- 8,6 % gegenüber 2003) und 370 Mio. Euro (- 9,6 %) bei den Unternehmen in Westdeutschland. Die gesamten Mietausfälle sanken von 1,4 Mrd. Euro 2003 auf 1,3 Mrd. Euro 2004 (- 5,1 %). Dieses Ergebnis lasse sich nach Auffassung von Lutz Freitag vor allem mit Erfolgen durch die Mietersozialarbeit der Wohnungsunternehmen erklären. "Viele Wohnungsunternehmen beschäftigen heute eigene Sozialarbeiter, die präventiv darauf hinwirken, die Entstehung von Mietschulden zu verhindern und Räumungsklagen zu vermeiden."

Belegungsgebundene Wohnungen im GdW-Bereich erstmals unter 1 Mio.-Grenze

Im Bereich der vom GdW vertretenen Wohnungswirtschaft sank erstmalig der Bestand an Sozialwohnungen des 1. Förderwegs der alten Länder mit 980.000 unter die 1 Mio.-Grenze. Im Vorjahr waren es noch 1,1 Mio. 

Auf Grundlage des seit 2002 geltenden Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung sind im Bereich des GdW insgesamt 27.807 belegungsgebundene Wohnungen hinzugekommen. In Deutschland existierten Ende 2003 insgesamt 44.000 Sozialwohnungen dieser neuen sozialen Wohnraumförderung, 34 % davon in Form von Belegungsrechten an Bestandswohnungen. Es sei davon auszugehen, dass der Gesamtbestand an Sozialwohnungen – unabhängig von der Art des Förderwegs – von heute 2,5 Mio. auf 1,4 Mio. im Jahr 2010 schrumpfen wird. Freitag warnte im Zusammenhang mit dem Arbeitslosengeld II vor Fehlentwicklungen bei der Beurteilung der Angemessenheit des Wohnraums durch die Behörden. Dies könnte zu einer Zunahme sozialer Segregation in den Quartieren führen.

Im Rahmen einer Sonderbefragung hat der GdW erstmals den Anteil der Mieter und Genossenschaftsmitglieder mit Migrationshintergrund (einschließlich Einbürgerungen) erfragt. In den alten Ländern hatten 18,1 % der Haushalte einen Migrationshintergrund, in den neuen Ländern waren es nur 2,2%. Zum Vergleich: Der Anteil der Ausländer (ohne Einbürgerungen) lag in Westdeutschland im Durchschnitt bei 8,4 %, in Ostdeutschland bei 1,3 %. "Durch diese Zahlen wird deutlich, dass sich die GdW-Unternehmen seit Jahrzehnten intensiv und recht erfolgreich um die sozialräumliche Integration von Zuwanderern bemühen. Ihr vielfältiges Engagement für das soziale Quartiersmanagement hat wesentlich dazu beigetragen, den sozialen Frieden in den Quartieren und Großsiedlungen zu bewahren. Wir haben es deshalb sehr begrüßt, dass die Regierungskoalition beim Antidiskriminierungsgesetz die gezielte Auswahl von Mietbewerbern zur Sicherung sozial stabiler Nachbarschaften und gemischter Belegungsstrukturen vom Generalverdacht einer Diskriminierung ausgenommen hat", erklärte Freitag.

Neue Anteilseigner - REITs

"Die im GdW organisierten Wohnungsunternehmen verfolgen ein nachhaltiges Geschäftsmodell. Sie streben eine wirtschaftliche, soziale und ökologische Nachhaltigkeit und damit langfristig optimale Renditen an, bei der Bewirtschaftung und beim Immobilienhandel", beschrieb Lutz Freitag die prinzipielle unternehmerische Ausrichtung der GdW-Mitgliedsunternehmen. Ein anderes Geschäftsmodell strebt nach kurzfristig maximaler Rendite und möglichst großem cash-flow mittels Vermögensverwertung zur Ausschüttung an die Kapitalanleger. Dabei bestehe die Gefahr, dass durch häufige Transaktionen die Substanzwerte abgeschöpft und nicht wieder in den Bestand oder das Wohnumfeld investiert werden. Dadurch werde der volkswirtschaftliche Kapitalstock ausgezehrt, betonte Freitag. Die nachhaltige Entwicklung der Unternehmen und der Portfolios, aber auch die Quartiers- und Stadtentwicklung sowie Strategien für funktionierende stabile Nachbarschaften und sozialräumliche Integration verschiedener Bewohnergruppen dürften nicht zu Gunsten einer Orientierung am Quartalsbericht geopfert werden. Neue Anteilseigner müssten deshalb für eine nachhaltige Geschäftspolitik gewonnen werden.

Die im GdW organisierten kommunalen und öffentlichen Wohnungsunternehmen erwirtschafteten entgegen anders lautender Behauptungen – letztmalig geschehen im Mai 2004 in einer Studie der Unternehmensberatung McKinsey – eine ordentliche Eigenkapitalverzinsung. Die Auswertungen der GdW-Jahresstatistik 2003 hätten gezeigt, so Freitag, dass das Verhältnis von EBITDA (Jahresergebnis vor Fremdkapitalzinsen, Steuern und Abschreibungen) zum Anlagevermögen dieser Wohnungsgesellschaften in den alten Ländern 7,0 %, in den neuen Ländern 5,0 % betrage (gesamtdeutscher Durchschnitt 5,9 %).

Zur Zeit werde die Einführung von Real Investment Trusts (REITs) intensiv diskutiert. Freitag betonte, dass die ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen durch steuerliche Benachteiligungen nicht vom Instrument der REITs ausgeschlossen werden dürften. Er verlangte deshalb, den     § 13 Abs. 3 Satz 10 Körperschaftsteuergesetz, also die besondere Veräußerungsgewinnbesteuerung für ehemals gemeinnützige Wohnungsunternehmen, abzuschaffen. Gleiches gelte für den   § 38 KStG. Aufgrund des aus der Zeit der Wohnungsgemeinnützigkeit in großem Umfang vorhandenen sogenannten "Eigenkapital 02 (EK 02)" müssten im Falle der Umwandlung in REITs Ausschüttungen sowohl auf Seiten des REIT als auch auf Seiten der Anteilseigner versteuert werden. Dies stelle eine eklatante Benachteiligung dieser Gruppe von Unternehmen dar", betonte Freitag und verlangte nachdrücklich, diese Vorschrift endlich abzuschaffen.

Wohnimmobilie und private Altersvorsorge

Der GdW erneuerte seine Forderung, die Wohnimmobilie in umfassender Weise in die private Altersvorsorge zu integrieren. Entscheidend sei es, eine echte Wahlfreiheit zwischen den verschiedenen Anlageformen zuzulassen und auch bei der staatlich geförderten privaten Altersvorsorge dem Gebot der Konsumentensouveränität zu entsprechen. Der Wettbewerb zwischen den Anlageformen dürfe nicht durch staatliche Bevorzugungen oder Diskriminierungen verzerrt werden. Es sei deutlich geworden, dass das "modifizierte Entnahmemodell" noch keine sachgerechte und ausreichende Lösung darstelle. "Wir wollen daher eine volle und gleichberechtigte Einbeziehung des selbst genutzten Wohneigentums sowie des genossenschaftlichen Wohnens in die staatlich geförderte private Altersvorsorge." Der GdW-Chef verwies darauf, dass auch die vom Bundesbauministerium eingesetzte Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften in ihrem Abschlussbericht empfohlen habe, das genossenschaftliche Wohnen in die Altersvorsorge einzubeziehen. Entsprechende Modellvorhaben werden vom GdW ausdrücklich unterstützt.
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